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Rechnungshofes nun also Rechnung. Die Aufgaben der
Postbeamtenversorgungskasse werden durch die Geset-
zesänderung auf die �Bundesanstalt für Post und Tele-
kommunikation Deutsche Bundespost� übertragen. Das 
ist so weit auch in Ordnung, das ist sogar sinnvoll, dass
hier endlich eine deutliche Verbesserung erreicht wird.

Wenn man aber den Fokus auf die geplanten Ände-
rungen des Postpersonalrechtsgesetzes im Hinblick auf
die Möglichkeiten der Tätigkeitszuweisung richtet, muss
eines klar sein: Wir reden hier über mehr als 100 000
Bundesbeamtinnen und -beamte, die von ihrem Arbeit-
geber bundesweit ohne ihre Zustimmung und ohne zeit-
liche Begrenzung �versetzt� werden können. Für diese 
Beamtinnen und Beamten haben auch wir als Bundestag
eine Fürsorgepflicht; da müssen wir genau hinschauen.

Der neu gefasste § 4 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 und 2 des
Postpersonalrechtsgesetzes bedeutet für die Beamtinnen
und Beamten der Postnachfolgeunternehmen, dass für
sie die strikteren Zuweisungsregeln des Bundesbeamten-
gesetzes, die vor unzumutbaren Zuweisungen schützen,
nicht in Gänze gelten. Sie sind also schlechter geschützt
als andere Bundesbeamtinnen und -beamte. Man ver-
langt ihnen eine höhere Flexibilität in der Lebenspla-
nung ab. Es kann ja sein, dass diese höhere Flexibilität
bei einem betriebswirtschaftlich ausgerichteten Arbeit-
geber auch sinnvoll sein kann, das will ich gar nicht
grundsätzlich bezweifeln. Das will ich an dieser Stelle
deutlich sagen, damit hier kein falscher Eindruck ent-
steht.

Ich will aber auch deutlich sagen, dass der betriebs-
wirtschaftliche Druck in Richtung Zuweisung den be-
troffenen Personen in der Praxis faktisch kaum eine
Wahl lässt, auch wenn nach dem Gesetz eigentlich ihre
Zustimmung erforderlich ist. Auch vor diesem Hinter-
grund ist für unsere Fraktion maßgeblich und wichtig,
dass Kriterien der sozialen Zumutbarkeit auch weiterhin
bei Zuweisungsentscheidungen berücksichtigt werden
müssen. Nicht zuletzt geht es hier zu einem großen Anteil
um Menschen im einfachen und mittleren Dienst. In die-
sem Sinne fordere ich das Bundesministerium der Fi-
nanzen anlässlich der heutigen Beratung auf, die Aus-
führungshinweise für Zuweisungen, die das Ministerium
im Jahre 2004 erlassen hat, auf die Neuregelung des
Postpersonalrechtsgesetzes inhaltsgleich zu übertragen.
Die bisherige Gleichbehandlung von Tarifbeschäftigten
und Beamtinnen und Beamten beim Rationalisierungs-
schutz darf nicht aufgegeben werden. Der bestehende
Standard muss erhalten bleiben.

Für die Rechte der Beamtinnen und Beamten bei der
Post tragen Sie ganz direkt auch Verantwortung. Ich
bitte Sie darum, dieser Verantwortung auch gerecht zu
werden. Insgesamt unterstützen wir das Anliegen des
Gesetzentwurfes vollkommen, die Änderungen sind sinn-
voll und dafür haben Sie unsere Unterstützung.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:

Wir kommen damit zur Abstimmung. Der Haushalts-
ausschuss empfiehlt in seiner Empfehlung auf Drucksa-
che 17/10853, den Gesetzentwurf der Bundesregierung
auf Drucksache 17/10307 anzunehmen. Ich bitte diejeni-

gen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das
Handzeichen. � Wer stimmt dagegen? � Enthaltungen? � 
Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung ein-
stimmig angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. � 
Wer stimmt dagegen? � Enthaltungen? � Der Gesetzent-
wurf ist damit einstimmig angenommen.

Tagesordnungspunkt 25:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Katja
Keul, Tom Koenigs, Thilo Hoppe, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN

Sahel-Region stabilisieren � Humanitäre Ka-
tastrophe eindämmen

� Drucksache 17/10792 � 

Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe (f)
Auswärtiger Ausschuss
Verteidigungsausschuss
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Wie in der Tagesordnung vorgesehen, werden die Re-
den zu Protokoll genommen.

Frank Heinrich (CDU/CSU):
Die humanitäre Lage in der Sahelregion darf uns

nicht unberührt lassen. Menschenleben sind in Gefahr.
Unschuldige Kinder stehen vor dem Hungertod. Mit
meinem geschätzten Kollegen Thilo Hoppe habe ich mir
vor einigen Monaten bei einer Reise ans Horn von
Afrika ein Bild machen können von den Zuständen in
den Flüchtlingscamps, die infolge der Dürrekatastrophe
im vergangenen Jahr entstanden sind. Schon damals
wurden wir vor Ort in der Region Ostafrika auf die be-
vorstehende Ausweitung der Dürre und ihrer humanitä-
ren Folgen in das nordwestliche Gebiet der Sahelzone
hingewiesen.

Spiegel Online berichtete bereits am 23. März 2012
unter der Überschrift �In der Sahelzone droht eine Hun-
gerkatastrophe� von der Lage im Sahel. Mit Sebastian
Lesch wurde der Sprecher des Entwicklungshilfeministe-
riums zitiert, der zu diesem Zeitpunkt bereits konsta-
tierte, dass mehr als 10 Millionen Menschen von Hun-
ger bedroht seien.

Diese befürchtete Verschärfung der humanitären Si-
tuation in der Sahelregion ist nun bittere Realität gewor-
den.

Am 1. August lasen wir in der Süddeutschen Zeitung
von einem aktuellen Bericht der Hilfsorganisationen
�Save the Children� und �World Vision�: �Den Organi-
sationen zufolge sind bald 1 Million Menschen in der
Region akut vom Hungertod bedroht. Insgesamt seien
mehr als 18 Millionen Menschen von Unterernährung
betroffen.� Laut UNICEF sind mehr als 1 Million Kin-
der in der Sahelzone in akuter Lebensgefahr.
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Wie der Antrag richtig beschreibt, ist �die Sahelre-
gion eines der ärmsten Gebiete der Welt. Seit Jahren
kommt es in den Ländern dieser Region durch Dürren
und Misswirtschaft zu Lebensmittelkrisen. Ernteaus-
fälle, politische Umbrüche in den Staaten Nordafrikas,
die Rückkehr bewaffneter Söldner aus Libyen und der
Elfenbeinküste, organisierte Kriminalität, islamistischer
Terrorismus sowie Kampfhandlungen im Norden Malis
haben die Ernährungskrise und fragile Sicherheitslage
in der Sahelregion dramatisch verschärft�. 

In welche Richtung muss die Hilfe nun weisen? Nun,
es ist ein ganzes Bündel von Maßnahmen notwendig, wie
das Zitat aus dem Antrag bestätigt. Von weitreichenden
politischen Initiativen, zu denen auch mögliche militäri-
sche Interventionen in einzelnen Ländern gehören kön-
nen, bis zu schneller humanitärer Hilfe muss das Portfo-
lio der Instrumente reichen.

Der Antrag stellt daher auch insgesamt 20 verschie-
dene Forderungen an die Bundesregierung. Allerdings
verzettelt sich für meine Begriffe damit leider das gutge-
meinte und notwendige Anliegen.

Was ist tatsächlich zu tun? Zunächst einmal ist es
wichtig, die humanitären Hilfen und politischen Instru-
mente bestmöglich zu koordinieren. Dies geschieht auf
der Ebene der Vereinten Nationen durch das Amt für die
Koordinierung humanitärer Angelegenheiten der Ver-
einten Nationen � UNOCHA �, das VN-Kinderhilfswerk 
� UNICEF � und VN-Flüchtlingshilfswerk, UNHCR. Auf
dieser Ebene ist dringend geboten, eine dauerhafte
Konferenz zur humanitären Lage in der Sahelzone zu in-
stallieren, wie es auf EU-Ebene geplant ist. Neben der
aktuellen Abstimmung der Maßnahmen bedarf es unbe-
dingt der Entwicklung eines Frühwarnsystems für das
gesamte Subsahara-Afrika.

Zu begrüßen ist auf der Ebene der EU, dass bereits im
Juni eine neue Partnerschaft der Geberländer, die Ini-
tiative mit dem Namen AGIR Sahel, Alliance Globale
pour l'Initiative Resilience, ins Leben gerufen und die
humanitäre Hilfe der EU um 40 Millionen Euro auf
337 Millionen Euro � zusätzlich zu den 208 Millionen 
Euro für die Finanzierung laufender Projekte für Ernäh-
rungssicherheit � aufgestockt wurde. 

Vertreter der EU-Mitgliedstaaten, der USA, Norwe-
gens, Brasiliens, der Vereinten Nationen, der Weltbank,
der Afrikanischen Entwicklungsbank, der Organisation
für Islamische Zusammenarbeit sowie Botschafter der
Sahelländer, Vertreter zweier regionaler Organisationen
� ECOWAS und UEMOA � und Vertreter der Zivilgesell-
schaft sind zu AGIR eingeladen.

EU-Entwicklungskommissar Andris Piebalgs er-
klärte zu AGIR: �In der heutigen Zeit ist es schwierig zu 
akzeptieren, dass manche Menschen nicht genug zu es-
sen haben. Dies kann verhindert werden, indem mit den
Sahelländern und internationalen Partnern zusammen-
gearbeitet wird, um tragfähige landwirtschaftliche Sys-
teme aufzubauen und somit künftige Krisen zu vermei-
den. Allerdings kann eine solche Widerstandsfähigkeit
nicht über Nacht entwickelt werden. Die Initiative AGIR
Sahel wird alle wichtigen Akteure auf diesem Gebiet zu-

sammenbringen und den Menschen in der Region auf
lange Sicht Hoffnung auf eine stabilere Zukunft geben.
Die EU wird ihren Teil leisten und in den kommenden
Jahren die Landwirtschaft und die Ernährungssicher-
heit in den Mittelpunkt ihrer Unterstützung stellen. Da-
mit wird eine fundamentale Grundlage geschaffen, um
auf nachhaltiges und breitenwirksames Wachstum hin-
zuarbeiten.� Piebalgs findet darin meine uneinge-
schränkte Zustimmung.

Natürlich engagiert sich auch die Bundesregierung in
der Sahelregion. Das BMZ hat im August seine Unter-
stützung um 14,7 Millionen Euro, die Bundesregierung
ihre Unterstützung damit auf insgesamt 51 Millionen
Euro aufgestockt. Sie ist damit drittgrößter bilateraler
Geber des Welternährungsprogramms in der Sahelkrise.
Das BMZ und das Auswärtige Amt stehen in ständigem
Kontakt untereinander und mit den Partnern in Europa
sowie den in der Sahelregion tätigen NGOs. Die Not-
wendigkeit einer Aufstockung der Hilfe wird jederzeit
weiter im Blick behalten.

Doch noch einmal zurück zu meinen persönlichen
Eindrücken. Thilo Hoppe und ich sind tapferen Men-
schen begegnet, die unter katastrophalen Umständen le-
ben müssen, und die Erstaunliches leisten. Der Begriff
�humanitäre Katastrophe� ist spätestens nach solchen 
Begegnungen kein leerer Fachterminus mehr, sondern
es verbergen sich Gesichter und Geschichten hinter den
nackten Zahlen. Es geht um Menschen. Um diesen Men-
schen zu helfen, müssen wir die politischen Aktivitäten
in Europa und den Vereinten Nationen bündeln. Wir
müssen die Bürgerinnen und Bürger zu verstärktem En-
gagement und Spendenbereitschaft motivieren, indem
wir diese �vergessene Region� thematisieren. Wir müs-
sen internationale NGOs unterstützen � und alles das 
über Parteigrenzen hinweg. Darum begrüße ich den
heutigen Antrag und diese Debatte. Ich hoffe, sie führt
zu einer größeren Wahrnehmung der Sahelregion in der
Öffentlichkeit. Doch wir dürfen die konzertierten Hilfen
der Weltgemeinschaft und den starken Anteil der Bun-
desrepublik dabei nicht kleinreden.

Christoph Strässer (SPD):

Heute befassen wir uns mit einem Thema, welches
schon längst auf der Tagesordnung des Plenums hätte
stehen sollen, ein Thema, das schon längst mehr Auf-
merksamkeit verdient hätte.

Die humanitäre Lage in der Sahelzone ist, zweifels-
ohne und nicht erst seit gestern, katastrophal. Bereits
vor einigen Monaten haben internationale Hilfsorgani-
sationen auf die sich anbahnenden Probleme hingewie-
sen. Auch die bestehenden Frühwarnsysteme, die es seit
der Hungerkatastrophe am Horn von Afrika im Jahr
2011 gab, haben auf diese Entwicklung hingewiesen.
Dank dieser konnten erste Maßnahmen eingeleitet und
internationale und nationale Hilfe auf die anstehenden
Bedürfnisse angepasst werden. Es ist unerlässlich, jetzt
sofort und auf schnellstem Wege Hilfen für die Bewohne-
rinnen und Bewohner der Sahelregion bereitzustellen.
Gleichwohl muss im gleichen Augenblick auch daran
gedacht werden, wie eine Krise wie die derzeitige zu-

Zu Protokoll gegebene Reden
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künftig effektiv verhindert und die umfangreichen Risi-
kofaktoren für Hunger sowie die Krisenanfälligkeit der
Region abgemildert, besser gänzlich beseitigt, werden
können.

Ein wesentliches Problem ist derzeit die anhaltende
Dürre sowie die Verfügbarkeit von Rohstoffen. Prinzi-
piell sind die Märkte der Region in der Lage, klimabe-
dingte Schwankungen in der Verfügbarkeit von Rohstof-
fen zu verkraften. Es sind zumindest statistisch aus-
reichend Anbaukapazitäten und Lebensmittel vorhan-
den; allerdings können diese aufgrund des hohen Prei-
ses von der lokalen Bevölkerung nicht mehr erworben
werden. Preissteigerungen bei Getreide von bis zu
20 Prozent werden beobachtet; in einigen Regionen be-
richtet die Welthungerhilfe von weitaus größeren Steige-
rungen.

Besonders die erhöhten Weltmarktpreise für Roh-
stoffe haben die Lage der Bevölkerung in der Sahelzone
verschlimmert. So sind in letzter Zeit vermehrt Spekula-
tionen auf Rohstoffe zu beobachten. Dies führt zu einem
erheblichen Anstieg des Preisniveaus für Reis, Mais und
Zucker. Es ist unerträglich, dass sich große Fonds und
Banken zulasten der ohnehin Ärmsten der Armen berei-
chern und es für eine Familie nicht mehr möglich ist, ih-
ren Kindern mehr als eine Tasse Tee am Morgen als
Nahrung anzubieten. Nach der Linderung der akuten
Not müssen wir diese Frage angehen und aktiv gegen
diese anstößige Praxis von Finanzinvestoren vorgehen.

Durch die politischen Umwälzungen in den Ländern
der Sahelzone wird die akute Notlage weiter verschärft.
Einerseits entsteht durch rückkehrende Flüchtlinge ein
hoher Druck auf die angespannte Versorgungslage; an-
dererseits ist der Zugang in die am schwersten betroffe-
nen Regionen durch unklare und unsichere Verhältnisse
sowie gewaltsame Auseinandersetzungen erheblich er-
schwert, teilweise sogar unmöglich. Insbesondere in
Mali ist die Lage extrem angespannt. Infolge des Put-
sches und der instabilen politischen Verhältnisse, aber
auch der Nahrungsmittelkrise flüchteten mittlerweile
über 250 000 Malier in die Nachbarländer Burkina
Faso, Mauretanien und Niger. Außerdem gab es im sel-
ben Zeitraum rund 185 000 Binnenflüchtlinge innerhalb
Malis. Sowohl die ausreichende Versorgung der Flücht-
linge mit Nahrungsmitteln, Wasser und Unterkunft als
auch ihre medizinische Versorgung sind mangelhaft.
Fast eine halbe Million Menschen sind ohne Heimat und
Obdach. Zwischenzeitlich berichten Hilfsorganisatio-
nen auch vom Auftreten von Cholera, die durch das enge
Zusammenleben der lokalen Familien und der zahlrei-
chen Flüchtlinge bedingt sind. Die schlechte Ernäh-
rungssituation und die Überflutungen im Niger sind ein
weiterer Herd für die Ausbreitung von Cholera und an-
deren Krankheiten.

Zunehmend bedienen sich auch internationale Ver-
brechergruppen der Sahelregion, um von hier aus unge-
hindert Drogen-, Waffen- und Menschenhandel zu be-
treiben. Einige Organisationen sprechen bereits vom
�Pulverfass Sahelzone�, da sich in dem enormen, über 
mehrere Ländergrenzen greifenden Gebiet ein nahezu
rechtsfreier Raum entwickelt hat, der unter anderem be-

waffneten und terroristischen Gruppen wie Boko Haram
und der al-Schabab als Rückzugsgebiet dient. Kaum ei-
nem der Sahelstaaten gelingt es, auch aufgrund der Topo-
grafie, sein Territorium zu kontrollieren. Das Operieren
der Gruppierungen setzt die Bevölkerung vor Ort erhebli-
chen Gefahren aus und erschwert auch die Arbeit interna-
tionaler Hilfsorganisationen. Wir fordern in diesem Zu-
sammenhang auch eine stärkere Kontrolle der deutschen
Rüstungsexporte. Zunehmend oft werden deutsche Rüs-
tungsgüter, insbesondere Klein- und Leichtwaffen, in
Staaten exportiert, die den Verbleib der Waffen nicht kon-
trollieren können oder nicht transparent über den Ver-
bleib berichten. Insbesondere unter dem Aspekt, dass
auch terroristische Organisationen in den Staaten der
Sahelregion operieren, müssen Waffenexporte genauer
kontrolliert und gegebenenfalls auch eingestellt werden.

Langfristig müssen die politischen und sicherheits-
politischen Verhältnisse vor Ort so stabilisiert werden,
dass die Menschen sich niederlassen und ihre Versor-
gung sicherstellen können, ohne befürchten zu müssen,
gewaltsamen Auseinandersetzungen ausgesetzt zu wer-
den. Deshalb ist eine Lösung des Konflikts in Nordmali
im vorrangigen Interesse der benachbarten Staaten in
Westafrika, insbesondere aber natürlich der dort leben-
den Menschen.

Es ist daher äußerst positiv zu bewerten, dass seit
Dienstag eine grundsätzliche Einigung zwischen Mali
und der westafrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft
ECOWAS über die Bedingungen und den Einsatz aller
erforderlichen Mittel vorliegt. In den kommenden Tagen
wird eine formelle Einigung über die Stationierung von
Truppen, unter anderem in Bamako, erwartet. Nach ers-
ten Informationen soll die Hilfe von ECOWAS-Personal
erbracht werden, um so eine höhere Akzeptanz bei der
Bevölkerung herzustellen. Wir begrüßen diese innerafri-
kanische Initiative und erwarten, dass auch ein hoch-
rangiges Treffen am Rande der UN-Vollversammlung in
New York weitere konkrete kurz- und langfristige Hilfen
für die Menschen in der Sahelregion hervorbringt. Wir
fordern die Bundesregierung dringend dazu auf, gerade
als Mitglied des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen
selbst Unterstützung zu leisten und bei den Partnern da-
für zu sorgen, dass die notwendige Unterstützung der
Staatengemeinschaft nicht entweder an den Interessen
einzelner Staaten scheitert oder mit dramatischen Fol-
gen für die betroffene Bevölkerung verzögert wird.

Die derzeit sichtbaren akuten Probleme werden flan-
kiert von grundlegenderen Herausforderungen, die in
langfristigen Entwicklungsprojekten bearbeitet werden
müssen. So ruft der weltweite Klimawandel in der Sahel-
region bereits sehr deutliche Veränderungen hervor. In
einer Region, in der Ackerbau, Landwirtschaft und Vieh-
zucht schon heute äußerst mühsam und wenig ertrag-
reich sind, sind sich ausbreitende Desertifikation und
zunehmend unregelmäßige Niederschläge eine Kata-
strophe. Zudem belastet der weiterhin hohe Bevölke-
rungsanstieg die angespannte Versorgungslage der Be-
völkerung. Nach der gegenwärtig notwendigen Akut-
versorgung mit Wasser und Lebensmitteln braucht es
auch hier langfristige Strategien zur Verbesserung der
Versorgungslage. Gemeinsam mit internationalen Orga-

Zu Protokoll gegebene Reden
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nisationen und in der bilateralen Zusammenarbeit müs-
sen wir den Bäuerinnen und Bauern Strategien und In-
strumente an die Hand geben, die es ihnen ermöglichen,
unter veränderten klimatischen Bedingungen und bei
drohenden oder akuten Extremwetterlagen ihre Versor-
gung trotzdem sicherzustellen.

Es ist zu begrüßen, dass die Bundesregierung bereits
mit Aufkommen der ersten Anzeichen für die Versor-
gungskrise gegen Ende des letzten Jahres und zu Beginn
dieses Jahres Unterstützungsmaßnahmen ergriffen hat
und über verschiedene Wege finanzielle Hilfen bereitge-
stellt hat. Gleichwohl scheint dies angesichts der fort-
schreitenden und sich verschlimmernden Krise wie ein
Tropfen auf den heißen Stein.

Wir unterstützen daher die Forderung nach zusätzli-
chen Mitteln und Initiativen, um die Situation der Men-
schen vor Ort schnellstmöglich zu verbessern und ihre
Not zu mildern. Wir müssen jetzt die notwendigen Maß-
nahmen ergreifen, um die akute Not in der Sahelregion
zu lindern und in ausreichendem Maß Wasser, Nah-
rungsmittel, Unterkunft und medizinische Versorgung
zur Verfügung zu stellen.

Langfristig müssen wir uns jedoch darauf verständi-
gen, die Staaten dabei zu unterstützen, die strukturellen
Probleme, welche zu der aktuellen Notlage führten, zu
bewältigen. Neben stabilen politischen Verhältnissen
braucht es insbesondere auf dem Gebiet der Nahrungs-
mittelsicherheit grundlegende Veränderungen. Es muss
sichergestellt werden, dass die regionale Landwirtschaft
verbessert wird und den Bedingungen des Klimawandels
angepasst wird. Es muss sichergestellt werden, dass an
den internationalen Märkten keine Spekulationen auf
Rohstoffe getätigt werden, die die Weltmarktpreise ex-
plodieren lassen.

Denn wenn die Menschen die aktuelle Krise über-
standen haben, müssen wir � wenn es keine strukturellen 
Veränderungen gibt � im nächsten Jahr bereits die
nächste Akutmaßnahme verabschieden. Es wäre drama-
tisch, wenn die Menschen in der Sahelregion von einer
humanitären Katastrophe in die nächste kämen. An der
Beratung des Antrags von Bündnis 90/Die Grünen wer-
den wir uns deshalb konstruktiv beteiligen.

Marina Schuster (FDP):

Eines schicke ich vorweg: Ich begrüße diese Debatte
ausdrücklich. Bereits beim Besuch des Menschen-
rechtsauschusses in Genf beim Menschenrechtsrat im
Mai hat man uns auf die Situation in der Region hinge-
wiesen und die Brisanz der Lage verdeutlicht.

Gestern fand am Rande der 67. Sitzung der VN-Gene-
ralversammlung eine Konferenz zur aktuellen humanitä-
ren und politischen Situation der Sahelregion statt. Ban
Ki-moon hatte diese unter anderem einberufen, um die
neue regionale Strategie der Vereinten Nationen für den
Sahel vorzustellen. Die Länder der krisenerschütterten
Region stehen vor zahlreichen Herausforderungen.
Viele der Probleme verstärken sich gegenseitig. So ver-
schärfen beispielsweise die anhaltenden Flüchtlings-

ströme aus Mali die ohnehin schon schlechte Nahrungs-
mittellage in der Region.

Die Strategie der Vereinten Nationen verfolgt hierzu ei-
nen übergreifenden Ansatz und soll die Bereiche Sicher-
heit, Regierungsführung, Entwicklung und Menschen-
rechte sowie eine humanitäre Dimension umfassen. Dabei
sollen insbesondere regionale Strukturen und grenzüber-
schreitende Herangehensweisen gefördert werden.

Wenn wir die aktuellsten Zahlen zur humanitären
Lage in der Sahelzone lesen, wird deutlich, dass es auch
weiterhin eines solchen entschiedenen Handelns bedarf.
Das Amt für die Koordinierung humanitärer Angelegen-
heiten der Vereinten Nationen, UNOCHA, veranschlagt
den humanitären Bedarf im Sahel auf 1,6 Milliarden US-
Dollar. Etwa ein Fünftel der gesamten Bevölkerung der
Region ist von Ernährungsunsicherheit bedroht; das
sind 18 Millionen Menschen in neun Ländern.

Die deutsche Bundesregierung hat schnell auf die
ersten Berichte über eine bevorstehende Nahrungsmit-
telkrise im Sahel reagiert. Seit Ende 2011 haben wir ins-
gesamt 55 Millionen Euro an humanitärer Hilfe für die
Region bereitgestellt. Die Gelder flossen in Nahrungs-
mittelhilfen des World Food Programme, in Flüchtlings-
hilfen von UNHCR, unterstützten die Verwundetenver-
sorgung durch das Internationale Komitee vom Roten
Kreuz oder humanitäre NGOs wie Help oder Care.

Selbstverständlich werden wir dieses Engagement
fortsetzen; aktuell gibt es zum Beispiel eine finanzielle
Neuzusage an das Internationale Komitee vom Roten
Kreuz für Mali.

Die Bundesregierung und die internationale Gemein-
schaft wollen durch ihren Einsatz verhindern, dass aus
der Krise eine Katastrophe wird. Humanitäre Hilfsorga-
nisationen haben hier beachtliche Leistungen erbracht,
vornehmlich für die 1 Million Kinder, die von der Nah-
rungsmittelkrise besonders betroffen sind.

Dürren, Ernteeinbußen, steigende Lebensmittelpreise
und kriegerische Umwälzungen verschärfen die Nah-
rungsmittelsituation der ohnehin unterentwickelten Re-
gion. Zwar gibt es die Hoffnung, dass die nächste Ernte
im Oktober die Krise vorübergehend lindern wird und
die Marktpreise wieder sinken werden. Zahlreiche mali-
sche Flüchtlinge werden dieses Jahr jedoch nicht ihre
Felder bestellen können. Eine Wiederholung der Krisen-
situation ist damit vorprogrammiert.

Hier offenbaren sich die strukturellen Probleme der
Region, die bei akuter Unterstützung und Eindämmung
der humanitären Notlage nicht ausgeblendet werden
dürfen. Schwache Produktions- und Versorgungssysteme
führen zu einer sprunghaft ansteigenden Unterernäh-
rung der Bevölkerung im Falle eines externen Schocks.
Deshalb ist es von entscheidender Bedeutung, dass die
Bundesregierung über die akute Nothilfe hinaus die Sa-
helregion auch dabei unterstützt, ihre Widerstandskraft
dauerhaft zu verbessern. Dies geschieht durch den Auf-
bau von Nahrungsmittelreserven, das Fruchtbarmachen
von Böden oder durch Schulungen von Kleinbauern.
Eine Erkundungsmission der GIZ gemeinsam mit Nicht-
regierungsorganisationen hat die hohe Wichtigkeit einer
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engen Abstimmung zwischen EZ-Programmen und hu-
manitärer Hilfe bestätigt. Dies entspricht auch den res-
sortübergreifenden Leitlinien �Für eine kohärente Poli-
tik der Bundesregierung gegenüber fragilen Staaten�, 
die letzte Woche im Kabinett beschlossen wurden.

So dramatisch die humanitäre Lage und die Nah-
rungsmittelkrise im Sahel sind, die politische Dimension
dürfen wir bei allem akut gegebenen Handlungsbedarf
nicht aus den Augen verlieren. António Guterres, der
Flüchtlingshochkommissar der Vereinten Nationen, be-
klagte unlängst eine unzureichende Aufmerksamkeit für
die politische Situation in Mali vonseiten der internatio-
nalen Gemeinschaft und sprach gar von einer �verges-
senen Krise�.

Dabei sind die Entwicklungen in Mali mehr als alar-
mierend; sie gefährden die Sicherheit und die Stabilität
der Region auf ernst zu nehmende Weise. Der Kommis-
sionspräsident der Afrikanischen Union, Jean Ping,
sieht in der Krise gar eine der �ernsthaftesten Bedro-
hungen� für den gesamten afrikanischen Kontinent. 

Seit dem Militärputsch im März ist das Land faktisch
geteilt. Mali befindet sich in einer verheerenden Spirale
von Marginalisierung, Nahrungsmittelknappheit, be-
waffneten Auseinandersetzungen, Separatismus, Terro-
rismus und organisierter Kriminalität. Die Lage spitzt
sich kontinuierlich zu, weitere Entwicklungen werden
zunehmend unvorhersehbarer.

Nach dem Sturz von Muammar al-Gaddafi kehrten
Tausende Söldner, meist Tuareg, die vom libyschen
Machthaber rekrutiert worden waren, nach Mali zurück
und kämpfen nun gegen die malische Armee. Während
die Rebellion zunächst von säkularen Motiven wie Auto-
nomiebestrebungen geprägt war, haben sehr schnell is-
lamistische Kräfte an Einfluss gewonnen. Die �Bewe-
gung für die Einheit und den Dschihad in Westafrika�, 
Mujao, al-Qaida im Maghreb, AQIM, und die mit ihnen
verbündete radikal-islamische Gruppe Ansar al-Din be-
herrschen den Norden Malis und haben in den von ihnen
kontrollierten Gebieten die Scharia eingeführt. Die
Hochkommissarin für Menschenrechte der Vereinten
Nationen, Navi Pillay, berichtete letzte Woche von grau-
samen Amputationen, Steinigungen, Massenhinrichtun-
gen und der Verletzung von Frauenrechten aufgrund von
Scharia-Vorschriften.

Es ist unerlässlich, dass die malische Übergangsre-
gierung entschiedene Bemühungen unternimmt, um die
Ordnung im Land wiederherzustellen. Deutschland un-
terstützt dabei ausdrücklich den konsequenten Einsatz
der Westafrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft ECO-
WAS und stimmt sich bei seinen Aktivitäten mit der EU,
der Afrikanischen Union und den Vereinten Nationen ab.
Mit einem nachdrücklichen Engagement muss die inter-
nationale Gemeinschaft verhindern, dass sich die Krise
in Mali zu einem Flächenbrand auf die gesamte Sahelre-
gion ausweitet.

Annette Groth (DIE LINKE):

Zum dritten Mal innerhalb von sieben Jahren werden
die Menschen in der Sahelregion von akutem Hunger

bedroht. Durch die unregelmäßigen Regenfälle, ausfal-
lende Ernten und sterbende Tiere geraten immer mehr
Menschen in eine akute Notlage. Durch die viel zu kur-
zen Zeiträume zwischen den Trockenperioden haben die
Gemeinden überhaupt keine Chancen mehr, Vorräte an-
zulegen, um die Dürreperioden überstehen zu können.
Während sich die Dürren in den Jahren 2005 und 2010
noch hauptsächlich auf Niger und Teile des Tschad be-
schränkten, betrifft die diesjährige Hungerkrise die ge-
samte Sahelzone.

Die Getreideproduktion liegt in vielen Ländern der
Region weit unter dem Durchschnitt der letzten fünf
Jahre. Die Erträge in Mauretanien sind dieses Jahr um
46 Prozent, im Tschad um 37 Prozent, im Niger um
23 Prozent und in Burkina Faso um 14 Prozent geringer
als prognostiziert.

Im Niger sind 20 Prozent aller Kinder zwischen 6 und
23 Monaten mangelernährt, in Burkina Faso leiden
1,7 Millionen Menschen unter Hunger, in Mali sind über
4,6 Millionen Menschen vom Hunger betroffen. Nach
Angaben des UN-Kinderhilfswerks UNICEF leiden in
der Sahelregion mehr als 1 Million Kinder unter schwe-
rer Mangelernährung.

Die Staaten des globalen Nordens tragen direkte Mit-
verantwortung für die Not der Menschen in der Sahelre-
gion: Klimaforscher weisen seit vielen Jahren darauf
hin, dass diese deutliche Zunahme der Dürreperioden
auf die Folgen des Klimawandels zurückzuführen ist.
Spekulationen mit Nahrungsmitteln haben dazu beige-
tragen, dass sich Nahrungsmittel in der Sahelregion im
letzten Jahr extrem verteuert haben. Die Getreidepreise
in der Region sind überdurchschnittlich angestiegen, die
Versorgung mit Grundnahrungsmitteln wie Hirse ist teil-
weise nicht mehr gesichert. Viele Familien können sich
die Lebensmittel nicht mehr leisten. Aufoktroyierte Frei-
handelsabkommen haben lokale Märkte durch subven-
tionierten Export von landwirtschaftlichen Gütern aus
der EU zerstört und viele Kleinbauern in existenzielle
Not gebracht. Der nicht zu verantwortende Angriff der
NATO auf Libyen hat die Sicherheitslage in der Region
maßgeblich verschlechtert. Viele der mit NATO-Waffen
oder erbeuteten Waffen ausgerüsteten Söldnertruppen
aus Libyen sind nach dem Sturz des Regimes in die Sa-
helregion eingesickert und haben zum Umsturz im Nor-
den von Mali beigetragen. Durch die prekäre Sicher-
heitslage in einigen Gebieten der Region ist der Zugang
zu den hilfsbedürftigen Menschen deutlich erschwert.
Die Destabilisierung Nordafrikas durch die Militär-
interventionen der NATO-Staaten hat den radikalen
Strömungen in Afrika deutlichen Zulauf gebracht.

Die Folge sind große Flüchtlingsströme, für die eine
schnelle Hilfe organisiert werden muss. Nach Angaben
der UNHCR sind alleine aus dem Norden Malis
435 000 Menschen als Binnenflüchtlinge unterwegs oder
in die Nachbarstaaten geflohen. Die aufnehmenden
Nachbarstaaten müssen von der internationalen Gemein-
schaft unterstützt werden.

Die Ausführungen in dem Antrag von Bündnis 90/Die
Grünen zu Aktivitäten der Gruppe al-Qaida sind einsei-
tig, da sie die Ursachen für das Erstarken dieser Grup-
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pen verschweigen. Viele der heutigen Kämpfer von al-
Qaida wurden durch die NATO-Interventionen radikali-
siert. Viele der Waffen, die diese Gruppen heute einset-
zen können, stammen aus den Waffenlieferungen der
NATO-Staaten an die Opposition in Libyen.

Wieder einmal zeigt sich deutlich, dass die imperiale
Politik eine negative Rolle für die Entwicklung ganzer
Regionen spielt. Auch aus diesen Gründen halten wir die
Forderung nach Ausbau der Krisenreaktionskräfte für
problematisch.

Nicht nachvollziehbar ist die in dem Antrag aufge-
stellte Forderung nach Aufbau eines Asylsystems in den
betroffenen Ländern. Das hat mit der Realität der
Flüchtlingsbewegungen in dieser Region wenig zu tun.
Die Grenzen in dieser Region sind willkürliche Grenzen
aus der Zeit des Kolonialismus und spielen für die rea-
len Bewegungen der Menschen und die Wirtschaft keine
zentrale Rolle.

Wir brauchen in der Region kein Asylsystem wie in
der EU, das nicht zum Flüchtlingsschutz, sondern zur
Flüchtlingsabwehr aufgebaut wurde, sondern eine Lö-
sung zur Überwindung der bestehenden Grenzkonflikte
und eine Ausrichtung der Politik der Bundesregierung
auf wirtschaftliche Hilfe für die Region, die eigene Ent-
wicklungschancen ermöglicht.

Die Fraktion Die Linke erwartet von der Bundesre-
gierung schnelle und umfassende Hilfe für die Men-
schen. Wir erwarten, dass sie sich nicht auf einen Ver-
handlungsmarathon zwischen den Geberländern ein-
lässt, um angeblich �faire Anteile�, wie dies im Antrag 
von Bündnis 90/Die Grünen benannt wird, auszuhan-
deln, sondern durch schnelle und umfassende Maßnah-
men den Menschen hilft. Die Betroffenen in der Sahelre-
gion haben keine Zeit, auf das Ergebnis von inter-
nationalen Verhandlungen zu warten, sondern brauchen
sofort Hilfe.

Mehr als 18 Millionen Menschen sind von akuter Un-
terernährung betroffen, 8 Millionen Menschen brauchen
dringend Nothilfe. Die Fraktion Die Linke unterstützt
ausdrücklich die Forderung im Antrag von Bündnis 90/
Die Grünen, dass die Mittel für humanitäre Hilfe und die
entwicklungsfördernde und strukturbildende Über-
gangshilfe für die Sahelzone sofort auf 82,5 Millionen
Euro angehoben werden müssen. Dass die Bundesregie-
rung sich seit Jahren weigert, die entsprechenden Titel
angemessen aufzustocken, ist skandalös angesichts der
Häufung lebensbedrohender Krisen in den Ländern des
Südens. Jetzt sind auf dem Verschiebebahnhof zwischen
AA und BMZ unterm Strich auch noch Gelder gekürzt
worden. Wir werden die Haushaltsberatungen 2013 nut-
zen, um hier energisch mehr Mittel einzufordern.

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Die Lage in der Sahelregion ist dramatisch. Meine
Fraktion bringt diesen Antrag in den Bundestag ein,
weil wir befürchten, dass die dortige humanitäre Kata-
strophe angesichts der Euro-Krise und des Bürgerkriegs
in Syrien nicht nur in der Öffentlichkeit, sondern auch
im politischen Bereich nicht die Beachtung erfährt, die

sie benötigt. Wir sollten uns die Dimension dieser Krise
vor Augen führen: Durch die Nahrungsmittelkrise sind
mittlerweile 18 Millionen Menschen in der Sahelregion
bedroht. Laut OCHA wären 1,7 Milliarden Euro notwen-
dig, um die nötige Nothilfe zu leisten. Bisher sind gerade
einmal 56 Prozent davon aufgebracht.

Als infolge des Libyen-Konflikts ehemalige Gaddafi-
Söldner mit einer Vielzahl schwerer Waffen aus Gadda-
fis Arsenal die Sahelregion überströmten und dort dazu
beitrugen, dass alte Konflikte mit nie gekannter Intensi-
tät wieder ausbrachen, schaute Europa tatenlos zu.

Seit Ausbruch des Tuareg-Aufstandes in Nord-Mali,
der durch die Söldner Gaddafis erst richtig ins Rollen
kam, und verstärkt noch seit der Machtübernahme dort
durch die Islamisten von Ansar Dine und MUJAO sind
bisher 435 000 Menschen aus diesen Gebieten geflüch-
tet, zum Teil in die Nachbarländer Niger, Burkina Faso
und Mauretanien, zum Teil in den Süden des Landes.

Grund dafür sind Menschenrechtsverletzungen, die
von allen Seiten berichtet werden. Plünderungen, Zer-
störungen von Kulturgütern, Rekrutierung von Kinder-
soldaten, Vergewaltigungen, drakonische Körperstrafen
und Exekutionen und Massaker sind aus dem Norden
Malis vermeldet worden.

Hier ist leider von der internationalen Gemeinschaft
und auch von der EU einiges versäumt worden. Dies ist
umso tragischer, als einige in der EU frühzeitig auf die
angespannte Lage in der Sahelregion aufmerksam ge-
macht haben: Bereits im März 2011 hat die EU die Sahel-
Strategie für Sicherheit und Entwicklung verabschiedet.
Leider hat es bis zum Juni dieses Jahres gedauert, bis
die erste angestrebte Unterstützungsmission im Sicher-
heitsbereich von der EU begonnen wurde. EUCAP Niger
Sahel will die Ausbildung von Polizei und Gendarmerie
in Niger unterstützen. Aus unserer Sicht eine richtige
und wichtige Mission.

Sicherlich gibt es für diese Verzögerung einige
Gründe. Aber bedauerlicherweise hören wir aus Brüs-
sel, dass es gerade auch diese Bundesregierung war, die
sich gegen eine EU-Mission im Rahmen der GSVP in
der Sahelregion lange gesperrt hat. Anstatt sich auf ihre
positive Rolle in der Region zu besinnen � immerhin ge-
hörte die Bundesrepublik zu den ersten Staaten, die die
Unabhängigkeit Malis 1960 anerkannt haben �, hat die 
Bundesregierung das Handeln der EU verzögert. Warum?
Aus Furcht, vor den französischen Karren gespannt zu
werden, oder wegen der Uneinigkeit in der EU infolge
des Libyen-Einsatzes? Wir müssen in der EU endlich zu
einer gemeinsamen Einschätzung der sicherheitspoliti-
schen Erfordernisse kommen. Eine veraltete Sicherheits-
strategie hilft da augenscheinlich nicht weiter. Es reicht
nicht aus, dass Bundesminister Niebel für eine Stipp-
visite nach Mali fährt und ein paar von seinen Mützen
verschenkt.

Nun stellt sich die Frage: Was tun, um Mali nach dem
Putsch bei der Rückkehr zur Demokratie und zu stabilen
Institutionen zu unterstützen? Was tun, um die territo-
riale Integrität Malis wieder herzustellen? Und was tun,
um einer Destabilisierung der ganzen Region entgegen-
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zuwirken und Strukturen für eine nachhaltige Entwick-
lung unter demokratischen Vorzeichen zu schaffen?

Wichtig ist nun aus unserer Sicht, dass jetzt nicht aus
Übereifer der falsche Weg eingeschlagen wird. Bisher
steht die westafrikanische Staatengemeinschaft ECOWAS
im Mittelpunkt aller Vermittlungsversuche. Der malische
Übergangspräsident Traoré hat explizit die ECOWAS ge-
beten, bei der Ausbildung und Reorganisation der mali-
schen Streitkräfte sowie logistisch bei der Rückerobe-
rung des Nordens unterstützend tätig zu werden. Einen
entsprechenden Brief hat Traoré auch schon an UN-Ge-
neralsekretär Ban Ki-moon geschickt. Deutschland ist
zurzeit Mitglied im UN-Sicherheitsrat und hat daher be-
sondere Verantwortung. Die internationale Gemein-
schaft muss versuchen, möglichst alle wichtigen Akteure
in der Region in den Prozess um die Lösung der Kon-
flikte in Mali einzubeziehen. Besonders wichtig sind die
Nachbarstaaten Malis Algerien und Mauretanien, die
nicht Mitglieder der ECOWAS sind. Ohne ihre Beteili-
gung könnte ein Eingreifen der ECOWAS den Konflikt
eher eskalieren, als ihn der Lösung näherbringen. Die
Afrikanische Union sollte daher stärker in die Konflikt-
lösung einbezogen werden. Wenn eine breite Einbettung
einer Friedensmission, die sich auf die Reorganisation
und Ausbildung der malischen Armee beschränkt, zu-
standekommt, sind Deutschland und die EU aufgefor-
dert, diese finanziell und logistisch zu unterstützen.

In dieser Hinsicht gilt es für die Bundesregierung,
auch den UN-Generalsekretär bei der Ausarbeitung und
Implementierung einer UN-Sahel-Strategie zu unterstüt-
zen.

Wenn wir zur Stabilisierung der Region beitragen
wollen, müssen wir in unserer Politik umsteuern. Wir
müssen regionale Akteure auch außerhalb der ECOWAS
stärker in die Umsetzung der Sahel-Strategie einbinden.
Auch Nigeria sollte dabei neben Algerien und Libyen
eine wichtige Rolle spielen. Zudem empfehlen wir, den
Ansatz der Strategie �Sicherheit ist Voraussetzung für 
Entwicklung� zu überprüfen. Eine Studie des Europäi-
schen Parlamentes hat deutlich gezeigt, dass die Ar-
mutsbekämpfung viel zu kurz kommt. Die Bundesregie-
rung sollte ihr politisches Gewicht in die Waagschale
werfen, um hier eine Veränderung herbeizuführen.

Die Sahelregion liegt vor der Haustür der EU. Eine
destabilisierte Region, in der Menschen tagtäglich um
ihr Überleben kämpfen müssen, die große Rückzugs-
räume für islamistischen Terror und die organisierte
Kriminalität lässt, geht uns alle an. Unterstützen Sie
unseren Antrag, damit wir gemeinsam dazu beitragen
können, dass sich dort ein Raum entwickelt, in dem
Voraussetzungen für ein sicheres und wirtschaftlich
nachhaltiges Umfeld gewährleistet sind.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf
Drucksache 17/10792 an die in der Tagesordnung vorge-
sehenen Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? � Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 26:

Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Joachim Pfeiffer, Nadine Schön (St. Wendel),
Thomas Bareiß, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten
Dr. Hermann Otto Solms, Dr. Martin Lindner
(Berlin), Heinz Lanfermann, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der FDP

Berufsqualifikation � Mobilität erleichtern, 
Qualität sichern

� Drucksache 17/10782 � 

Wie in der Tagesordnung vorgesehen, werden die Re-
den zu Protokoll genommen.

Nadine Schön (St. Wendel) (CDU/CSU):

In Europa leben derzeit nicht einmal 10 Prozent der
Weltbevölkerung. Diese produzieren ein Viertel des
Bruttoinlandsprodukts der Welt und geben 50 Prozent
der Sozialausgaben der Welt aus. Daran sieht man: Wir
sind im weltweiten Kontext wenige, diese wenigen sind
aber ein hohes Wohlstandsniveau gewohnt. Und diesen
Wohlstand wollen wir auch erhalten.

Um innerhalb eines agilen und dynamischen Welt-
marktes diesen Wohlstand zu sichern, müssen wir wett-
bewerbsfähig sein; denn nur wenn wir wettbewerbsfähig
sind, können wir den Wohlstand erhalten, von dem un-
sere auch und die nächste Generation profitieren soll.
Dies wird umso schwerer, je mehr der demografische
Wandel in Europa und gleichzeitig die Attraktivität an-
derer Standorte dazu führen, dass gut ausgebildete und
qualifizierte Fachkräfte entweder nicht vorhanden sind
oder in andere Regionen abwandern.

Aus diesem Grund ist es richtig und wichtig, dass die
Europäische Union mit all ihren Mitgliedstaaten seit
Jahren darum bemüht ist, die Mobilität der Fachkräfte
innerhalb Europas zu erleichtern, um das vorhandene
Fachkräftepotenzial bestmöglich auszuschöpfen. Der
vorliegende Entwurf der Europäischen Kommission zur
Überarbeitung der Richtlinie 2005/36/EG über die An-
erkennung von Berufsqualifikationen und über die Ver-
waltungszusammenarbeit mithilfe des Binnenmarktin-
formationssystems soll diesem Ziel dienen. Er soll ein
Beitrag zur besseren Mobilität innerhalb Europas und
damit zur Sicherung des Fachkräftebedarfs und schließ-
lich zu mehr Wettbewerbsfähigkeit sein. Dieses Anliegen
der Kommission teilt und begrüßt die CDU/CSU-Frak-
tion.

Intensiv haben sich deshalb die Mitglieder meiner
Fraktion mit dem Richtlinienentwurf auseinanderge-
setzt. Kolleginnen und Kollegen aus den Bereichen Wirt-
schaft und Technologie, Bildung und Forschung, Ge-
sundheit, Arbeit und Soziales, Recht und Europa haben
den Entwurf eingehend geprüft. Wir haben ein Experten-
gespräch mit den größten betroffenen Verbänden durch-
geführt und gerade gestern in einer Fachtagung zusam-
men mit den Kollegen aus dem Europäischen Parlament
sowie den Verbänden die Dimension des Themas aus
deutscher und europäischer Sicht beleuchtet. Allen, die


